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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Verena Osgyan, Katharina Schulze, Kerstin 
Celina, Ulrich Leiner, Claudia Stamm und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Weibliche Asylsuchende in staatlichen und öffent-
lichen Unterkünften besser schützen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dafür zu sor-
gen, dass in staatlichen wie auch in Unterkünften der 
Landkreise 

1. alleinstehende Frauen, mit und ohne Kinder, 
grundsätzlich getrennt von alleinstehenden Män-
nern untergebracht werden, 

2. durch weibliche Heimleiter- und Aufsichtsperso-
nen betreut wird, wenn in diesen Frauen oder 
Familien untergebracht sind oder untergebracht 
werden sollen, 

3. Heimleiterinnen bzw. Heimleiter, Wirtinnen und 
Wirte sowie Sicherheitspersonal, angewiesen 
werden, sich keinen ungefragten Zutritt zu Schlaf-, 
Sanitär- und Wohnräumen zu verschaffen sowie 
die Privatsphäre aller zu wahren, 

4. Personal gender- und kultursensibel geschult wird. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, Vorgaben zu 
getrennten, eigenen geschützten Bereichen für allein-
stehende Frauen in Gemeinschaftsunterkünften wie 
dezentralen wie zentralen Erstaufnahmeeinrichtungen 
wie auch Notunterkünften zu erlassen, und beauftrag-
te Planer wie auch Kommunen auf die Notwendigkeit 
von geschützten Bereichen hinzuweisen und die vor-
handenen dezentralen Unterkünfte wie auch Notun-
terkünfte diesbezüglich überprüfen zu lassen. 

Begründung: 

Weibliche Flüchtlinge sind in den ersten Wochen nach 
ihrer Ankunft besonders schutzlos. Sie wissen oft 
nicht, an wen sie sich in einer Notlage wenden kön-
nen und können sich oft nicht in einer hier gesproche-
nen Sprache mitteilen. Leider kommt es immer wieder 
dazu, dass Schutzlosigkeit ausgenutzt wird. Auch der 
Sozialdienst katholischer Frauen (SkF) berichtet von 
Fällen von Vergewaltigungen in Gemeinschaftsunter-
künften. 

Um Frauen in den Erst- und Gemeinschaftsunterkünf-
ten vor sexuellen Übergriffen und Vergewaltigungen 
besser schützen zu können, sind zukünftig Frauen, 
Familien und alleinstehende Männer grundsätzlich 
getrennt unterzubringen. Auch heute noch werden 
Unterkünfte neu geplant, in denen mehrere Schlaf-
räume an einem langen Flur mit einem Sanitärraum 
für Frauen und einem Sanitärraum für Männer ange-
ordnet werden. Stattdessen sollen Bereiche für Frau-
en und Bereiche für Männer zukünftig komplett ge-
trennt werden und für größere Familien in der Regel 
jeweils ein eigener abschließbarer Bereich mit eige-
nem Sanitärraum vorgesehen werden. Bei der Bele-
gung der Einrichtungen muss mehr Rücksicht genom-
men werden auf Geschlecht, Familienstand und kultu-
rellen Hintergrund der Asylsuchenden und Schutzbe-
dürftigen. 

Als besonders bedrohlich empfinden es Flüchtlinge, 
wenn Heimleiter, Wirte oder Security sich unangemel-
det per Generalschlüssel Zugang zu Schlaf- oder 
Sanitärräumen verschaffen. Es kommt auch zu sexu-
ellen Belästigungen in dezentralen Landgasthöfen 
durch die Eigentümer der Unterkünfte. Wenn in die-
sen dezentralen Unterkünften es kaum Möglichkeiten 
des Zugangs zu einer Beschwerde- oder Beratungs-
stelle gibt, ist dies besonders fatal. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/5756 

Weibliche Asylsuchende in staatlichen und öffentlichen Unter-
künften besser schützen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Christine Kamm 
Mitberichterstatter: Martin Neumeyer 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend, Familie und Integration federführend zugewiesen. Wei-
tere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 32. Sit-
zung am 21. Mai 2015 beraten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgyan, 
Katharina Schulze, Kerstin Celina, Ulrich Leiner, Claudia Stamm 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/5756, 17/6984 

Weibliche Asylsuchende in staatlichen und öffentlichen Unter-
künften besser schützen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 2)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim­

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der 

FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. 

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
48. Plenum, 23.06.2015 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 2
zur 48. Vollsitzung am 23. Juni 2015


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/5756 vom 12.03.2015
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/6984 des SO vom 21.05.2015
	Beschluss des Plenums 17/7203 vom 23.06.2015
	Plenarprotokoll Nr. 48 vom 23.06.2015

